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I. 

Konstanz und Lörrach, beide direkt an der Schweizergrenze gelegen, bildeten in 
den Revolutionsjahren 1848/1849 Mittelpunkte der republikanischen Aufstands- 
bewegung. Die ‚republikanischen Ideen der aufständischen „Demokraten“ wurden 
ohne Zweifel durch die Nachbarschaft und das Vorbild der Eidgenossenschaft be- 
stärkt; die Sympathien in der Schweiz waren auch durchweg auf Seiten der Revo- 
Iutionäre. 

Die Niederwerfung des Aufstandes vom Mai 1849 mußte Baden preußischen 
Truppen unter dem Kommando des Prinzen Wilhelm, des nachmaligen Königs von 
Preußen und Deutschen Kaisers, und der hauptsächlich aus Hessen und Mecklen- 
burgern bestehenden Bundesarmee unter Generallieutenant von Peucker, dem ehe- 
maligen Reichskriegsminister des Reichskabinetts der Frankfurter Paulskirche (1848), 
übertragen. 

Die Bundesarmee, strategisch als Neckarkorps bezeichnet, säuberte Oberbaden 
von den Revolutionären. General von Peucker schlug sein Hauptquartier in Donau- 
eschingen auf. Konstanz wurde am 11. Juli 1849 von etwa 5000 Hessen unter 
Generalmajor Freih. von Schäffer-Bernstein besetzt. Die Zivilgewalt im badischen 
Seekreis (dessen Kreishauptstadt Konstanz war) ging auf den großherzoglich-badi- 
schen Landeskommissär Fromherz über. 

Die Schweiz selbst war gegenüber den Ereignissen an ihrer Nordgrenze in einer 
schwierigen politischen Lage. Seit dem Sonderbundskrieg (1847/48) herrschte zwar 
im Inneren weitgehend Ruhe, doch war die Lage an den Grenzen ernst. Die tradi- 
tionelle Neutralität mußte gewahrt bleiben, doch auch entsprechend der politischen 
und gefühlsmäßigen Einstellung des Landes den in großer Zahl über die nahe 
Schweizergrenze geflüchteten Aufständischen aus Baden Asylrecht gewährt werden. 
Die Grenze mußte gegen mögliche Übergriffe der preußischen Truppen oder der 
Bundesarmee geschützt werden. Insbesondere befürchtete man die Möglichkeit, daß 

1 Der folgende Beitrag ist die Fortsetzung meiner Aufsätze „Büsingen bis zur Vogtei der 
Schaffhauser Familie Im Thurn (1535)” in Hegau-Heft 2 (4) 1957, „Büsingen von 1535 
bis zum sogenannten Reiather Jurisdiktionskauf 1723” in Hegau-Heft 1 (5) 1958, „Büsingen 
von 1723 bis 1815 (Wiener Kongreß), die weiteren Bemühungen Schaffhausens um die 
Landeshoheit über Büsingen” in Hegau-Heft 2 (6) 1958, „Die Exklave in der Zeit von 
1815 bis 1945, 1. Abschnitt: Territorialstreitigkeiten“ in Hegau-Heft 1 (7) 1959 und 
„2. Abschnitt: Die evangelische Kirche in Büsingen — ihr Übergang an Baden (1843) 
in Hegau-Heft 2 (10) 1960. Diese Beiträge und eine Reihe weiterer Aufsätze stellen Studien 
zu einer in Arbeit befindlichen historischen Dissertation über die Geschichte der Gemeinde 
Büsingen dar. Kritik, Anregungen und Ergänzungen sind dem Verfasser willkommen. 
Die hier geschilderten Ereignisse sind ausführlicher dargestellt durch Leutenegger,. Der 
Büsinger Handel 1849, in: Thurgauische Beiträge zur vaterländischen Geschichte, 63. Heft, 
Frauenfeld 1926, auch als Separatdruck erschienen Frauenfeld 1929, und durch Weiner, 
Der Büsinger Handel 1849, Konstanz 1925; vgl. auch die Akten des Badischen General- 
landesarchivs, Zugang 1900 Nr. 6, Conv. 21, Fasc. 207. 
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die in Baden stehenden preußischen Truppen durch einen Handstreich das ehemals 
preußische Fürstentum Neuenburg (Neuchätel), das sich 1848 von Preußen los- 
gesagt hatte und endgültig zur Eidgenossenschaft übergetreten war, zurückerobern 
könnten. Die Aufgaben, die der neue Bundesrat der Schweiz, der erst im September 
1848 auf Grund der neuen Verfassung der Eidgenossenschaft die Nachfolge der 
Tagsatzung angetreten hatte, bewältigen mußte, waren. vielfältig und politisch 
schwerwiegend. 

Der schweizerische Bundesrat ordnete deshalb am 14. Juni 1848 den Brigade- 
obersten Kurz nach Basel ab, mit dem Auftrag, die Vorgänge an der Grenze zu 
überwachen, die in die Schweiz übergetretenen Flüchtlinge zu entwaffnen und, 
wenn nötig, Truppen zum Schutz der Grenze aufzubieten. Weiter wurde ein Zivil- 
kommissär ernannt, der den schweizerischen Bundesrat an der Grenze vertreten 
sollte: erst Nationalrat Honauer von Baden bei Zürich, dann der sehr angesehene 
Basler Oberst und Ständerat (später Nationalrat) Stehelin (1803—1879). Ende Juni 
stellten die Kantone Basel und Schaffhausen von sich aus einen militärischen Grenz- 
schutz auf; am 30. Juni 1849 wurde der schweizerische Bundesrat durch .die 
Bundesversammlung zur Einberufung von Truppen bis zur Stärke von 5000 Mann 
und weiteren militärischen Vorbereitungen ermächtigt. Zwei Brigaden unter den 
Obersten Kurz und Müller (Zug) wurden ergänzt durch die von den Kantonen 
Zürich und Thurgau einberufenen Truppen. Der schweizerische Grenzschutz. im 
Gesamten unterstand dem aus dem Sonderbundskrieg bekannten Oberstdivisionär 
Gmür. 

Die Lage an der Grenze wurde durch die beiderseitigen Truppenkonzentrationen 
gespannt; über 9000 Mann der Aufständischen waren über die Schweizergrenze 
geflüchtet. Baden verlangte, gestützt auf einen nie gekündigten Vertrag vom 30. 
August 1808, der die Auslieferung von Hochverrätern und Aufruhrstiftern vor- 
sah, die Auslieferung seiner in die Schweiz geflüchteten Staatsangehörigen und die 
Herausgabe des in die Schweiz verschleppten Kriegsmaterials und der Pferde. 

N. 

Mitten in diese gespannte Situation hinein platzte die Nachricht von einer 
angeblichen Grenzverletzung durch die deutsche Bundesarmee. Was war geschehen? 

Am 21. Juli 1848 frühmorgens war das Dampfschiff „Helvetia“ ? mit 170 Mann 

hessischer Bundestruppen von Konstanz nach Büsingen gefahren. Die Truppen stan- 
den unter dem Kommando des Hauptmanns von Stockhausen und des Oberlieute- 
nants im Generalstab von Knell. Weiter waren als Zivilkommissär der Amtsassessor 
Graf von Hennin, begleitet von dem Konstanzer Schutzmann Merz, anwesend. In 
Büsingen wurden drei Einwohner gefangengenommen, aber noch am gleichen Tage 
wieder, mit Ausnahme des Tierarztes Güntert, auf freien Fuß gesetzt. 

Nach den sehr eingehenden Untersuchungen von Leutenegger ? dürfte feststehen, 
daß keiner der beteiligten Deutschen an ein völkerrechtswidriges Vorgehen bei der 
Besetzung Büsingens dachte. Schweizerischerseits sah man jedoch in der Durchfahrt 
durch ausschließlich schweizerisches Hoheitsgebiet bei Stein am Rhein (und beim 

2 Es handelte sich um das zweite Schiff dieses Namens, das im Bodensee-Rhein-Gebiet ver- 
kehrte. Die Dampfschiffahrt auf der Strecke, Konstanz -Schaffhausen war 1832 zu regel- 
mäßigem Kurs aufgenommen worden, nachdem schon 1825 das erste Dampfboot diese 
Strecke befahren hatte. Vgl. Weiner, Büsingen am Hochrhein, die reichsdeutsche Insel in 
der Schweiz, Büsingen 1938, S. 139 ff. { 

3 Vgl. Anm. 1. : 
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Laaggut *) eine Neutralitätsverletzung. Durch einen Abgesandten der eidgenössischen 

Grenztruppen erklärte man den in Büsingen anwesenden Truppen, man werde einem 

bewaffneten Abzug Widerstand entgegensetzen; die Brücken von Dießenhofen ° und 

Stein am Rhein seien besetzt und die Durchfahrt rheinaufwärts dadurch gesperrt. 

Die Lage der in Büsingen eingeschlossenen Truppen war nicht besonders günstig; 

die starke schweizerische Grenzbesetzung war bekannt. Auf deutscher Seite ver- 

suchte man deshalb auf dem Wege der Verhandlung eine Lösung der komisch- 

gefährlichen Situation herbeizuführen. Leutenegger ® bringt ausführlich Daten und 

Argumente der Verhandlungen, die deutscherseits von Graf Hennin, Landeskommis- 

sär Fromherz, Generalmajor von Schäffer-Bernstein, dem badischen Geheimen 

Regierungsrat Stephany (als Amtsstellvertreter des Landeskommissärs Formherz) 

und dem bayrischen Generalstabsoffizier Oberstlieutenant von Liel und zuletzt von 

Generalstabsmajor Du Hall, schweizerischerseits von Brigadeoberst Müller, Oberst- 

divisionär Gmür, Zivilkommissär Stehelin und dem Bundesrat geführt wurden, 

und zwar sowohl auf militärischer Ebene mit den unter dem Kommando des 

Obersten Gmür stehenden schweizerischen Grenztruppen wie auf politischer Ebene, 

zuerst mit den Regierungen von Schaffhausen und Thurgau und, nachdem sich diese 

als unzuständig erklärt hatten, mit dem Bundesrat in Bern. 

Badischerseits und von Seiten der Bundesarmee wurde dabei immer wieder be- 

tont, die deutschen Bundestruppen hätten nirgends schweizerisches Gebiet be- 

treten, die freie Schiffahrt auf dem Rhein sei aber nie bestritten worden, und 

schließlich müsse man der badischen Regierung Gelegenheit geben, auf dem badi- 

schen Territorium die Hoheitsrechte auszuüben. Man wolle aus dem Vorfall auch 

kein Präjudiz für künftige Verhandlungen über die Rheinschiffahrt machen. Eine 

Gebietsverletzung sei niemals beabsichtigt gewesen; die Vornahme der militärischen 

Exekution in Büsingen sei auch ohne Wissen und Wollen des Oberkommandos des 

Neckarkorps in Donaueschingen erfolgt. 

Da die Verhandlungen sich ohne irgendwelchen Erfolg in die Länge zogen, ge- 

staltete sich die Lage an der badisch-schweizerischen Grenze immer ernster. Gerüchte 
und Pressemeldungen schürten die Stimmung; beide Seiten konzentrierten Truppen 
in die Nähe Büsingens. Der Ton des Generals von Schäffer-Bernstein wurde schärfer. 
Der schweizerische Oberstdivisionär Gmür glaubte die militärische Lage nicht mehr 
verantworten zu können und beantragte Verstärkung. Der schweizerische Bundesrat, 
besorgt auch um die politische Lage an den Grenzen, beschloß auf Grund der 
Berichte der Obersten Gmür und Stehelin, die gesamte schweizerische Bundesarmee 
„auf Pikett zu stellen“ und sofort 24000 Mann unter Waffen zu rufen. 

Während die Truppen in den schweizerischen Grenzkantonen sofort als Verstär- 

kung des Grenzschutzes aufgeboten wurden und die Stadt Schaffhausen in Ver- 

teidigungszustand gesetzt wurde, verhandelte man weiter. Am 27. Juli 1849 griff 

Major Du Hall aus dem von Peucker’schen Hauptquartier ein und unterschrieb 

am 28. Juli in Schaffhausen eine Konvention zur Lösung der Lage. 

Die Schweiz war von ihrer grundsätzlichen Forderung abgewichen, die in Büsingen 

stehenden Truppen für den Durchzug über schweizerisches Territorium zu ent- 

4 Dies wird bemerkenswerterweise in den amtlichen Berichten nicht erwähnt; vgl. Leuten- 

egger, aaO., S. 20, Anm. 1. ; 

5 Nach Art. Ilb des Staatsvertrages zwischen dem Großherzogtum Baden und dem Kanton 

Thurgau vom 20.131. Oktober 1854 (ratifiziert durch die Schweiz am 26. 12. 1854, durch 

Baden am 20.1.1855; Bad. Reg. Bl. 1855, S. 113) steht die Brücke zwischen Dießenhofen 

und Gailingen in ausschließlicher Polizeihoheit des Kantons Thurgau. 

6 Vgl. Anm. 1. . 
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waffnen; Du Hall hatte eine Erklärung abgegeben, die den Forderungen nach Auf- 
klärung, Genugtuung und Beruhigung entsprach. Der Abzug der hessischen Truppen 
aus Büsingen erfolgte auf Grund der Konvention vom 28. Juli am 30. Juli 1849 — 
also nach einem neuntägigen Aufenthalt in Büsingen — in Richtung Gailingen 
unter Mitnahme des Arrestanten Güntert. 

Ein anläßlich dieses Abzuges entstandener Zwischenfall hatte noch ein ernstes 
innerschweizerisches Nachspiel. Die schweizerischen Karten, auf die man sich bei 
den Schaffhauser Verhandlungen verlassen hatte, waren nicht genau. Die hessischen 
Truppen nahmen einen anderen Weg über das schweizerische Gebiet als der 
schweizerische Befehlshaber auf Grund seiner Karte angenommen. hatte, so daß die 

starken schweizerischen Truppenkräfte, die zur Überwachung des Abzuges der 170 
Hessen aus Büsingen bestimmt waren, in größter Eile umdisponiert werden mußten. 

II. 

Mehr als die einzelnen Vorgänge dieses „Büsinger Handels”, die bei Leutenegger ? 
in Ausführlichkeit nachzulesen sind, interessieren die im Zuge der Verhandlungen 
vorgebrachten rechtlichen Argumente. Diese sollten im Anschluß an die hier ge- 
gebene Beschreibung der historischen Vorgänge zusammengefaßt werden. 

Unbestreitbar erstreckt sich die Souveränität der Schweiz zwischen Konstanz und 
Büsingen an zwei Stellen über den ganzen Rheinstrom — einmal im Gebiet von 
Stein am Rhein, zum anderen an der schmalen Stelle des Laaggutes zwischen den 
badischen Gemarkungen Gailingen und Büsingen. Dagegen steht der Schweiz bzw. 
dem schweizerischen Kanton Thurgau an der Grenze zwischen Dießenhofen und 
Gailingen nur die Polizeihoheit über die Brücke zwischen diesen beiden Gemeinden 
zu®, nicht aber die Souveränität über das darunter liegende Flußbett, das real 
zwischen den beiden Nachbarstaaten geteilt ist®. 

Die Durchfahrt durch die unter ausschließlicher staatlicher Hoheit der Schweiz 
stehenden Flußteile eines mit Militär besetzten Schiffes, das eine polizeiliche Exe- 
kution bezweckt, muß — sofern nicht besondere vertragliche 1% oder gewohnheits- 
rechtliche ! Regelungen bestehen oder die Durchfahrt ausdrücklich gestattet wird — 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Gesichtspunkten als Gebietsverletzung angesehen 
werden 12. Da die Schweiz zudem durch die Wiener Erklärung vom 20. März 1815 '? 

7 Vgl. Anm. 1. 
8 Vgl. Anm. 5. . 
© Art.I des Staatsvertrages vom 20.131. Oktober 1854 (vgl. Anm. 5). 
10 Solche vertragliche Regelungen bestehen z.B. hinsichtlich des Zuganges zu der italieni- 

schen Exklave Campione im schweizerischen Kanton Tessin. Vgl. hierzu Bianchi, Cam- 
pione d’Italia nel diritto nazionale e internazionale, juristische Dissertation, Basel 1945. 

11 Als gewohnheitsrechtliche Regelung muß man wohl nach bisheriger Praxis den freien 
Zugang polizeilicher Amtspersonen zur deutschen Exklave Büsingen betrachten. Vgl. 
hierzu meine Basler juristische Dissertation: Untersuchungen über die rechtliche Stellung 
der deutschen Exklave Büsingen im Kanton Schaffhausen unter besunderer Berücksichti- 
gung der verkehrs- und zollrechtlichen Fragen, 1957. “ 

12 Vgl. hierzu das Urteil des Haager Internationalen Gerichtshofes vom 26. 11. 1957 (Inter- 
national Court of Justice Reports 1957, S. 127 ff.) im Streit zwischen Portugal und Indien 
über das Durchgangsrecht über indisches Territorium zu den portugiesischen Exklaven 
Dadrä und Nagar-Aveli, die zu der portugiesischen Besitzung Goa im indischen Sub- 
kontinent gehören. Vgl. dazu neuerdings Krenz, International Enclaves and Rights of 
Passage, Genf und Paris 1961. 

13 Vollständig abgedruckt u.a. im Recueil officiel des pieces concernant le droit public de 
la Suisse (etc.), S. 102ff.; bei Hilty, Politisches Jahrbuch der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, Bern 1887, Bd. II, S. 694; bei Schweizer, Geschichte der schweizerischen Neutralität, 
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als immerwährend neutral anerkannt worden war, mußte ein solcher Durchzug von 
Truppen weiter auch eine Neutralitätsverletzung darstellen. 

Die Frage ‚ob solche vertragliche oder gewohnheitsrechtliche Regelungen be- 
standen, die eine Durchfahrt durch schweizerisches Hoheitsgebiet im Rhein gestat- 
teten, ist schweizerischerseits verneint worden. Dies nicht völlig zu Recht, zumindest 
nicht, soweit das zwischenstaatliche Gewohnheitsrecht zur Beurteilung stand. 

1. Der badische Landeskommissär Fromherz erklärte in seinem Schreiben an die 
Regierungen der Kantone Schaffhausen und Thurgau, die freie Schiffahrt auf Mitte 
Rhein sei überhaupt nie bestritten worden !%. Dies dürfte auch den Tatsachen ent- 
sprochen haben #5, wenn auch nur soweit, daß bis zu dieser Zeit die freie Ver- 
kehrsschiffahrt für Personen und Güter nicht gehindert worden war. Der auf den 
Linienverkehr Konstanz - Schaffhausen sich beziehende Vertrag zwischen der Kon- 
stanzer Dampfschiffahrtsgesellschaft, dem kaufmännischen Direktorium des Schaff- 
hauser Güterhofes und den „Schiffsmeistern des oberen Wassers” zu Schaffhausen 18 
enthält nichts, was sich auf die Hoheitsrechte bezüglich des Verkehrs auf dem Rhein 
beziehen könnte. 

Es ist auch offen, ob sich die Bestimmungen über den freien Verkehr auf dem 
Rhein, die sich im Westfälischen Frieden von 1648, im ersten Pariser Frieden von 
18147 oder in der Wiener Schlußakte von 1815 finden, nicht auch sinngemäß auf 
den Hochrhein zwischen Schaffhausen und Konstanz anwenden lassen. Es ist in 
diesen Verträgen immer nur vom schiffbaren Teil des Rheins die Rede. Wenn auch 
unzweifelhaft feststeht, daß der Rhein zwischen Konstanz und Schaffhausen einer- 
seits und zwischen Schaffhausen und Basel andererseits immer schiffbar gewesen 
ist, so handelte es sich doch um die Frage, ob die Bestimmung des 1. Pariser Frie- 
dens von 1814: „du point ou il devient navigable jusqu’a la mer” sich auf die 

allgemeine Schiffbarkeit ausdehnen läßt oder nur diejenige umfaßt, die direkt mit 
dem Meer oder zumindest mit der Rheinmündung in Beziehung treten kann. Diese 
Frage ist — nach meiner Kenntnis — nie geklärt worden. Der Art. 1 der Mann- 
heimer Rheinschiffahrtsakte von 1868 läßt den „konventionellen Rhein”, also den 
schiffbaren Rhein, erst bei Basel beginnen. Auch sämtliche späteren Bestimmungen, 
wie der Versailler Vertrag von 1919 und der Staatsvertrag über den Übergang 
der Wasserstraßen von den Ländern auf das Reich von 192118, beschränken sich 
auf den Rhein abwärts Basel. Allerdings ist mit dieser, eindeutig erst seit 1868 
bestehenden Beschränkung nicht geklärt, ob sich die vorherigen Freiheitspostulate 
nicht doch auf den ganzen schiffbaren Rheinstrom: erstrecken. 

Doch selbst eine Bejahung dieser Frage läßt offen, ob diese Freiheitspostulate 
für die Schweiz verbindlich gewesen sind. Die Schweiz ist bekanntlich niemals den 
Bestimmungen der Wiener Schlußakte im Ganzen beigetreten. Ein solcher Beitritt, 

Frauenfeld 1895, S.593/594; in: Offizielle Sammlung der das deutsch-schweizerische 
Staatsrecht betreffenden Aktenstücke (1820 erfolgte amtliche Übersetzung des französi- 
schen Textes), Bd. I, Zürich 1920, S. 114ff.; im Auszug auch bei Brand, Die schweizerische 
Neutralität (Abhandlungen zum schweizerischen Recht, Neue Folge, Heft 294), Bern 
1952, S. 14115 

14 Leutenegger, aaO. (Anm. 1), S. 21. 
15 Wenigstens ließ sich weder der Literatur noch den Akten des Badischen Generallandes- 

archivs Gegenteiliges entnehmen. 
16 Vgl. Weiner, Büsingen (Anm. 2), S. 139. 
1785 des 1. Pariser Friedens vom 30. 5. 1814 lautet: „Le navigation sur le Rhin, du point 

ou il devient navigable jusqu’ä la mer, et reciproquement, sera libre....”; Text bei Comte 
D’Angeberg, Le Eon res de Vienne et les traites de 1815, Bd. I, Paris 1863, S. 164. 

18 RGBL. 1921, S. 962 ff.; vgl. besonders Anlage I hierzu, Ziff. 122 (S. 978). 
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der nicht durch ein Votum der Tagsatzung, sondern nur durch eine internationale 
Vereinbarung vollzogen werden konnte, ist nicht erfolgt. Die Schweiz ist vielmehr 
nur in einem besonderen Akzessionsakt vom 12. 8.1815 1% den auf sie bezüglichen 
Beschlüssen territorialer Art beigetreten, und späterhin ist noch durch ihre Zustim- 
mung die Erklärung vom 20. März 1815 betreffend die Neutralität der Schweiz 
zustandegekommen. 

Auch die auf die Darlegungen des Landeskommissärs Fromherz gegebene Erwide- 
rung des schweizerischen Obersten Stehelin ?°, die Schiffahrt auf dem Rhein möge 
wohl in Friedenszeiten und für Handelszwecke frei sein, keinesfalls aber in Kriegs- 
zeiten, bedarf einer Korrektur. Man kann 1849 — und erst recht nicht mehr am 
22. Juli dieses Jahres, als allein noch die Aufständischen in der Festung Rastatt 
Widerstand leisteten — nicht von einem Krieg sprechen. Weder bestand zwischen 
der Schweiz und einem der deutschen Staaten ein Kriegszustand, noch zwischen 
Baden und Preußen oder dem Deutschen Bund. Es gab auch keine zwei badische 
Staaten, also etwa ein republikanisches und ein großherzogliches Baden, die mit- 
einander im Krieg lagen, sondern es handelte sich einwandfrei um eine Polizeiaktion 
der bewaffneten Macht der rechtmäßigen Regierung gegenüber aufständischen Staats- 
angehörigen. Durch die Gegenwart des Amtsassessors Graf Hennin und des Schutz- 
mannes Merz wurde dieser Charakter der Büsinger Exekution einwandfrei hervor- 
gehoben. 

2. Zur Frage einer gewohnheitsrechtlichen Durchfahrt von Militärpersonen durch 
das Hoheitsgebiet des Nachbarstaates im Bodensee-Rhein-Gebiet findet sich bei 
Leutenegger ?! das Argument des Majors Du Hall, daß während des Sonderbunds- 
krieges zwischen den schweizerischen Kantonen 1847/48 und bei Musterungen 
wiederholt schweizerisches Militär mit dem. Dampfboot nach Konstanz gekommen 
und von dort weitergefahren oder durch die Stadt marschiert?? sei. Dies konnte 
von Schweizer Seite auch nicht geleugnet werden; man wies allerdings darauf hin, 
daß es sich dabei stets nur um aufgelöste, nicht geführte Truppenabteilungen ge- 
handelt habe. Erst nach dem „Büsinger Handel” beschwerte sich Baden, daß während 
der ganzen Zeit der Grenzbesetzung bewaffnete schweizerische Truppeneinheiten 
auf der Straße Merishausen - Bargen über badisches Gebiet im sogen. „Schlauch” 
gezogen sind ?®. Einen weiteren Übergriff auf badisches Gebiet berichtet Weiner * 
für das Jahr 1832, als die Schaffhauser Kantonspolizei auf badischem Gebiet Unter- 
suchungen über den am 26. Juli 1832 in Schaffhausen aus Anlaß der Kursaufnahme 
des Dampfschiffverkehrs entstandenen Aufruhrs anstellte. Das Dampfboot war näm- 
lich vor dem Aufruhr der Fischer- und Schifferzunft und der Güterhofknechte nach 
Büsingen ausgewichen. 

3. Bemerkenswert ist auch die berichtete Auslassung des Landeskommissärs From- 
herz, man müsse der badischen Regierung Gelegenheit geben, ihre Hoheitsrechte 

19 Text bei Comte D’Angeberg, aaO. (Anm. 17), Bd. II, Paris 1863, S. 1496. 
20 Leutenegger, aaO. (Anm. 1), S.22. 
21 aaO. (Anm. 1), S.2%9. 
22 nach Kreuzlingen ? (Frage des Verfassers). 
23 Seutenegger, aaO. (Anm. 1), S.40. Dort wird gleichfalls berichtet, daß bis 1853 sich die 

Schaffhauser Kantonsregierung nicht selten für solche, meist bei Musterungen im Gebiete 
des „Schlauch“ und bei Gailingen vorkommende Grenzverletzungen zu entschuldigen hatte. 
Erst 1853 sei Baden auf den Vorschlag eingegangen, in dieser Hinsicht den vor 1849 
herrschenden Zustand der stillschweigenden Duldung des bewaffneten Durchzugs von 
Militärpersonen einzeln oder in Gruppen wieder eintreten zu lassen. 

4 220. dam. », S. 139. 
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auf ihrem Gebiet in Büsingen auszuüben 2°. Außer diesem einen hier geschilderten 
Fall scheint es auch nie Anstand gegeben zu haben, wenn Amtspersonen zur Vor- 
nahme amtlicher Handlungen über schweizerisches Gebiet in die Exklave eingereist 
sind. — Übrigens bemerkte auch der französische Minister des Auswärtigen, Graf 
Tocqueville2%, der vom schweizerischen Gesandten in Paris unterrichtet worden 
war, seiner Meinung nach könne es sich nicht um eine eigentliche Gebietsverletzung 
handeln, da zu einer Exklave auch ein Zugang gehöre ?7. 

IV. 

Betrachtet man die Vorkommnisse jener Tage außerhalb der strengen Maßstäbe, 
die die heute herrschende völkerrechtliche Lehre und Praxis an Gebietsverletzungen 
anlegt, so muß man feststellen, daß zu jener Zeit die Grenzen weit weniger rigo- 
ristisch betrachtet wurden als heute, und Überschreitungen, die Gebietsverletzungen 
gleichkamen, weit häufiger zu verzeichnen waren als dies heute der Fall sein dürfte. 
Damit verschiebt sich das juristische Problem des „Büsinger Handels” von 1849 auf 
die politische Ebene und es wird offenbar, daß die schwierige politische Lage der 
Schweiz, sowohl innenpolitisch wie außenpolitisch?®, den militärischen Aufwand, 
die Hartnäckigkeit und das Festhalten an bisher nicht effektiven völkerrechtlichen 
Grundsätzen erforderten. Wie sehr es sich um eine politische — und nicht um eine 
rechtliche — Demonstration gehandelt hat, geht deutlich aus den Untersuchungen 
Leuteneggers hervor. Der bewaffnete Abzug unter Trommelspiel, die Mitführung 

- des Gefangenen Güntert und die Haltung der schweizerischen Truppenkomman- 
deure am Ende der Verhandlungen zeigen das politische Moment des Nachgebens 
deutlich auf. 

Der „Büsinger Handel” ist ohne weitere Folgen geblieben. Er hat sich auch nicht 
wiederholt. Keine badische oder deutsche Truppeneinheit hat seit dieser Zeit den 
Versuch gemacht, Büsingen zu besetzen. Dies blieb der französischen Besatzungs- 
macht im Jahre 1945 vorbehalten — ein Ereignis, auf das wir in dieser Reihe von 
Beiträgen zur Büsinger Geschichte noch eingehen werden. - 

25 Entsprechend argumentierte die portugiesische Regierung im Streit über das Durchgangs- 
recht über indisches Gebiet zu ihren Exklaven vor dem Internationalen Gerichtshof (vgl. 
oben Anm. 12), ohne allerdings Erfolg hinsichtlich ihrer bewaffneten polizeilichen oder 
militärischen Kräfte zu haben. 

26. Es handelt sich um den bekannten französischen Staatsmann Alexis Clerel de Tocqueville 
(1805—1859), den Analytiker der damaligen politischen Welt („De la democratie en 
Amerique”, „L’Ancien Regime et la Revolution”), dessen Aussage deshalb um so mehr 
Gewicht erhält. 

27 Seutenegger, aaO. (Anm. 1), S. 49. 
28 Vgl. hierzu die ausführlichen Untersuchungen von Leutenegger, aaO. (Anm. 1). 
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